
978-3-8305-5091-4

Beamtenrecht 

in Einzeldarstellungen

Jan Weihnacht
━

Das Sportbeamtenverhältnis 

der Bundespolizei
Die Konstruktion einer 

beamtenrechtlichen Spitzensportförderung

3

W
e
ih

n
a
ch

t
Da

s 
Sp

or
tb

ea
m

te
n

ve
rh

äl
tn

is
 d

er
 B

un
de

sp
ol

iz
ei

3

Das Beamtenrecht kennt zahlreiche Beamtenverhältnisse, die den 

speziellen Bedingungen der Aufgabenerfüllung Rechnung tragen und 

für die zum Teil eigene rechtliche Regeln gelten. Das Sportbeamten-

verhältnis stellt dabei ein „besonderes“ Beamtenverhältnis dar: 

Sein wesentliches Kennzeichen ist, dass die Beamten (vor allem der 

Polizei, aber auch anderer Behörden) während ihrer Dienstzeit in nicht 

unerheblichem Umfang einer sportlichen Betätigung im Bereich des 

Spitzensports nachgehen. Solche Sportbeamtenverhältnisse besitzen 

schon rein quantitativ betrachtet ein gewisses Gewicht und werfen 

rechtlich eine Vielzahl von rechtsdogmatisch und rechtspraktisch 

schwierigen Fragen auf. 

Jan Weihnacht setzt an der bislang eher als stiefmütterlich zu bezeich-

nenden rechtswissenschaftlichen Betrachtung des Sportbeamten-

verhältnisses an. Er präsentiert viele wichtige und weiterführende 

Erkenntnisse sowie Vorschläge de lege ferenda, welche sowohl für 

Gesetzgebung als auch für die Dogmatik auf dem Gebiet des Beamten-

rechts von Nutzen sein können.
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Kapitel 1 
Einführung

A.	 Eröffnung der Thematik

Die Förderung des Sports gehört in Deutschland zu den Ordnungs- und Verwaltungs-
aufgaben des Staates.1 Mit der Förderung des Breitensports nimmt der Staat eine 
wichtige gesamtgesellschaftliche Aufgabe wahr, die darin besteht, die Gesundheit der 
Menschen zu fördern und Werte, wie z. B. Engagement, Teamgeist und Fairplay zu ver-
mitteln. Aber auch der Förderung des Spitzensports kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Der Spitzensport ist Ausdruck unserer modernen Industrie- und Dienstleistungs-
gesellschaft und die Förderung des Spitzensports leistet einen wesentlichen Beitrag zur 
Repräsentation des Staates.2 Besonders gefragt sind daher staatliche Modelle, welche 
leistungsfördernde Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Sportnation Deutsch-
land liefern. Das Anstreben einer beruflichen Sportkarriere ist aus der Perspektive jun-
ger Athleten3 jedoch immer mit erheblichen Risiken und Nebenwirkungen verbunden. 
Nicht nur wegen der hohen Verletzungsrisiken im Leistungssport, welche wie ein Da-
moklesschwert über dem sportlichen und damit auch finanziellen Erfolg der Athleten 
schweben, scheuen junge Athleten eine Karriere im Leistungssport. Insbesondere die 
Vereinbarung sportlicher Höchstleistungen mit einer angemessenen beruflichen Pers-
pektive für ein Leben nach dem Sport stellt viele Athleten vor eine große Herausforde-
rung. Denn die wenigsten Spitzensportler kommen im Rahmen ihrer aktiven Sportler-
karriere in den Genuss derart großer Verdienstmöglichkeiten, dass sie sich nach ihrer 
sportlichen Karriere einem Leben als Privatier widmen können. Im Gegenteil, laut 
einer Studie des Deutschen Instituts für Sportwissenschaften liegt das Durchschnitts-
bruttoeinkommen bei 1133 befragten Spitzensportlern bei 1.919 Euro im Monat.4 Wer 
in seiner Disziplin auf nationaler und internationaler Leistungsebene Wettkampfsport 
betreiben will, muss seine gesamte Kraft und Zeit in Training und Wettkämpfe inves-
tieren. Parallel eine Ausbildung oder ein universitäres Studium zu absolvieren, um sich 
nebenbei oder im Anschluss an die Sportkarriere ein zweites berufliches Standbein 

1	 PHB SportR/Fritzweiler, I 2 Rn. 56; WD 10 – 001/8, S. 4.
2	 WD 10 – 001/8, S. 4.
3	 Die im Rahmen dieser Arbeit verwendeten männlichen Personen- und Funktionsbezeichnungen be-

ziehen sich auf Männer und Frauen in gleichem Maße.
4	 Bundesinstitut für Sportwissenschaft, Durchschnittliche monatliche Brutto-Erträge deutscher Spit-

zensportler nach Einkommenskategorien, online abrufbar unter: https://de.statista.com/statistik/
daten/studie/243792/umfrage/brutto-einkommen-deutscher-spitzensportler-nach-einkommens 
kategorien/ Stand: 01.12.2020.
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aufzubauen, erscheint nahezu ausgeschlossen. Zur Lösung dieser Problematik gibt es 
innerhalb des Berufsbeamtentums eine besondere Konstruktion der staatlichen Spit-
zensportförderung: das sogenannte Sportbeamtenverhältnis.

Seit 1978 gibt es sowohl bei der Bundes- als auch Landespolizei duale Ausbildungs-
systeme, welche die Ausübung des Hochleistungssports mit einer Berufsausbildung 
zum Polizeibeamten kombinieren und im Anschluss an die aktive Sportlaufbahn eine 
Karriere im polizeilichen Dienst vorsehen (sog. duale Karriere).5 Dieses beamtenrecht-
liche Dienstverhältnis ist bislang nicht Gegenstand detailliert wissenschaftlicher Ausei-
nandersetzung gewesen, obgleich es auf verschiedenen Ebenen mit rechtlichen Beson-
derheiten und Problemkonstellationen aufwartet.

Es stellen sich in der Betrachtung des Sportbeamtenverhältnisses verschiedene bislang 
ungeklärte Fragen. Inwiefern wird das Berufsbeamtenverhältnis zum Mittel öffentli-
cher Sportsubventionierung zweckentfremdet? Welche Aufgaben und hoheitlichen 
Befugnisse nimmt der Spitzensportler als Berufsbeamter wahr? Ist die Ernennung von 
Sportbeamten in das Berufsbeamtenverhältnis überhaupt zulässig? Stellt die sportliche 
Qualifikation ein zulässiges Einstellungskriterium dar? Ist die Ausübung von Training 
und Wettkampfsport eine Dienstpflicht?

Der Sportbeamte befindet sich in einem Spannungsverhältnis zwischen staatlichem Be-
rufsbeamtentum und privater Sportorganisation. Er ist als Staatsbeamter verfassungs-
rechtlich an die Einhaltung seiner Dienst- und Treuepflichten gebunden, muss sich aber 
zur Teilnahme am Hochleistungssport privatautonomen Verbandsstrukturen unter-
werfen. Aufgrund dieser staatsfernen Organisation des Leistungssports in privatrecht-
lich organisierten Spitzenverbänden kann es bei der Ausübung der Dienstpflichten des 
Sportbeamten zu Überlagerungen und Konflikten zwischen dem hoheitlichen Dienst-
recht und den Vorgaben des privatautonomen Sports kommen. Welche Auswirkungen 
sportliche Regelverstöße auf das Beamtenverhältnis haben, welche dienstrechtlichen 
Konsequenzen dem Beamten beispielsweise bei einem Verstoß gegen die geltenden 
Anti-Doping-Regeln drohen, inwiefern der Beamte überhaupt Dopingkontrollen un-
terworfen werden darf und ob diesbezüglich besondere Schutz- und Fürsorgepflichten 
des Dienstherrn bestehen – diese und weitere Fragestellungen rund um das Sportbeam-
tenverhältnis sind Gegenstand der vorliegenden Untersuchung.

5	 Vgl. BMI, Erlass vom 18. Juli 2012, B 1 – 653 502 – 3/3, S. 1.
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B.	 Der Begriff des Beamten und die Eingrenzung  
des Untersuchungsgegenstandes

Um beurteilen zu können, ob das Sportbeamtenverhältnis den verfassungsrechtlichen 
Anforderungen und hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums entspricht, 
gilt es zunächst zu klären, welcher allgemeine Begriff des Beamten der Betrachtung zu 
Grunde zu legen ist. Darüber hinaus wird das Sportbeamtenverhältnis der Bundespoli-
zei in Bezug zu anderen Sportförderkonzepten des Bundes und der Länder gesetzt, um 
klarzustellen, auf welche konkrete beamtenrechtliche Konstruktion sich die Untersu-
chung bezieht.

I.	 Der Begriff des Beamten

Der Terminus des Beamten wird in der Verfassung und den nachrangigen Gesetzen 
nicht einheitlich verwendet. Die Rechtsordnung verwendet den Begriff des Beamten je 
nach Sachzusammenhang und Rechtsgebiet unterschiedlich. Es wird grundlegend zwi-
schen Beamten im staatsrechtlichen beziehungsweise im dienstrechtlichen oder status-
rechtlichen Sinne, im haftungsrechtlichen und im strafrechtlichen Sinne differenziert.6

Der Begriff des Beamten im staatsrechtlichen Sinne wird aus den prägenden Merkmalen 
des Art. 33 Abs. 4 GG, der §§ 4, 10 BBG und §§ 3, 8 BeamtStG abgeleitet. Danach ist 
Beamter, wer zu einer dienstherrnfähigen juristischen Person des öffentlichen Rechts in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis steht. Entscheidend für den 
Begriff des Beamten im staatsrechtlichen Sinne ist, dass dieses Dienst- und Treuever-
hältnis durch die Aushändigung einer förmlichen Ernennungsurkunde nach § 10 Abs. 2 
BBG/§ 8 Abs. 2 BeamtStG begründet worden ist.7 Die Ernennungsurkunde muss die 
Worte „unter Berufung in das Beamtenverhältnis“ und den die Art des Beamtenver-
hältnisses bestimmenden Zusatz enthalten (auf Widerruf, auf Probe, auf Lebenszeit, 
als Ehrenbeamter/-beamtin, auf Zeit). Zu den Beamten im staatsrechtlichen Sinne 
zählen sämtliche Bundes-, Landes- und Kommunalbeamten sowie alle Beamten ande-
rer öffentlicher Körperschaften. Für die hier notwendige Betrachtung des besonderen 
Dienstverhältnisses bei der Bundespolizei ist hinsichtlich der Dienstherrnfähigkeit § 2 
BBG maßgeblich. Danach besitzt der Bund für den Bereich der bundesunmittelbaren 
Staatsverwaltung das Recht, Beamtinnen und Beamte zu haben.8

6	 Für einen schematischen Überblick zu den einzelnen Beamtenbegriffen vgl. Wichmann, in: Wich-
mann/Langer, Öffentliches Dienstrecht, S. 75 Rn. 44.

7	 Vgl. Wichmann, in: Wichmann/Langer, Öffentliches Dienstrecht, S. 75 Rn. 44; Kunig, in: Schoch, Be-
sonderes Verwaltungsrecht, 6. Kap. Rn. 59; Wagner/Leppek, Beamtenrecht, S. 29.

8	 Hebeler, in: Battis, BBG, § 2 Rn. 6.
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Während es beim staatsrechtlichen Begriff des Beamten auf den formalen Akt der Er-
nennung ankommt, wird beim Beamten im haftungsrechtlichen Sinne ausschließlich 
an der Rechtsnatur der Tätigkeit, also dessen Funktionsorientierung an der Wahrneh-
mung hoheitlicher Aufgaben, angeknüpft.9 Es geht um die Haftung desjenigen, der in 
Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen Amtes eine Amtspflicht verletzt und da-
durch einem Dritten einen Schaden zufügt. Für diese Konstellation regelt Art. 34 S. 1 
GG in Verbindung mit § 839 BGB die Überleitung der bürgerlich-rechtlichen Ansprü-
che des Dritten gegen den Schädiger auf den Staat.10 Eine solche Haftung durch den 
Staat erfolgt nur, wenn es sich beim Schädiger um einen Beamten handelt. Anders als 
im Rahmen des § 839 BGB wird im Wortlaut des Art. 34 S. 1 GG allerdings der Termi-
nus „jemand“ verwendet und nicht der des „Beamten“. Demnach kommt es nicht auf 
das zwischen dem Dienstherrn und dem Beschäftigten bestehende Rechtsverhältnis an, 
sondern auf die Ausübung eines anvertrauten öffentlichen Amtes, bei dem eine Amts-
pflicht verletzt wurde.11 Daher umfasst der Begriff des Beamten im haftungsrechtlichen 
Sinne nicht nur Beamte im staatsrechtlichen Sinne, sondern auch solche Personen, die 
zu einer juristischen Person des öffentlichen Rechts in einem sonstigen öffentlichen 
Dienstverhältnis stehen, wie zum Beispiel Richter oder Soldaten, oder als Tarifbeschäf-
tigte im Öffentlichen Dienst Angestellte.12

Da sich das Berufsbeamtentum durch ein besonderes Vertrauen in die Integrität seiner 
Beamten auszeichnet, wird die integre Amtsführung nicht nur durch das beamtenrecht-
liche Disziplinarrecht abgesichert, sondern auch mit den sogenannten Amtsdelikten – 
zum Schutz vor Missbrauch der staatlichen Gewalt – strafrechtlich besonders geahndet. 
Allerdings fehlt es auch beim Beamten im strafrechtlichen Sinne an einem einheitli-
chen Beamtenbegriff. Die Legaldefinitionen sind § 11 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 4 StGB zu 
entnehmen.13 § 11 Abs. 1 StGB unterscheidet zwischen Amtsträgern (Nr. 2, Nr. 3) und 
für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten (Nr. 4). Der strafrechtliche Be-
griff des Amtsträgers wird in § 11 Abs. 1 Nr. 2 a) – c) StGB konkretisiert. Danach ist 
Amtsträger, wer nach deutschem Recht gemäß lit. a) Beamter oder Richter ist. Mit dem 
Begriff des Beamten sind an dieser Stelle sämtliche Beamten im staatsrechtlichen Sinne 

9	 von Danwitz, in: v. Mangoldt/Klein/Starck GG, Bd. 2, Art. 34 Rn. 56; Wichmann, in: Wichmann/Lan-
ger, Öffentliches Dienstrecht, S. 76 Rn. 46.

10	 Jarass, in: Jarass/Pieroth GG, Art. 34 Rn. 1; Kunig , in: Schoch, Besonderes Verwaltungsrecht, Kap. 6 
Rn. 60; von Danwitz, in: v. Mangoldt/Klein/Starck GG, Bd. 2, Art. 34 Rn. 54.

11	 Battis, in: Battis, BBG, § 4 Rn. 2; Dörr, in: Gsell/Krüger/Lorenz/Mayer BeckOGK BGB, § 839 
Rn. 41 f.; Kunig, in: Schoch, Besonderes Verwaltungsrecht, Kap. 6 Rn. 60; vgl. auch Wichmann, in: 
Wichmann/Langer, Öffentliches Dienstrecht, S. 76 Rn. 46.

12	 BGH, Urt. v. 21.01.1993 – III ZR 189/91 = BGHZ 121, 161 (163); Battis, in: Battis, BBG, § 4 Rn. 2; 
Jarass, in: Jarass/Pieroth GG, Art. 34 Rn. 6; Papier, in: Maunz/Dürig GG, Art. 34 Rn. 107.

13	 Wichmann, in: Wichmann/Langer, Öffentliches Dienstrecht, S. 77 Rn. 47.


